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>>> PLATTFORM DER 
GEWERKSCHAFTSLINKEN <<< 

eit Jahrzehnten bestimmt die Massenarbeitslosigkeit 
die politischen und sozialen Kräfteverhältnisse in 
diesem Land mit all ihren Folgen. In Deutschland 

entwickeln sich Verhältnisse, von denen viele glaubten, sie 
gehörten der Vergangenheit an. Die Herrschenden in Wirt-
schaft und Politik sind auf dem Weg dazu bzw. streben lang-
fristig an,  
- die Flächentarifverträge abzuschaffen und oder sie we-

nigstens möglichst weitgehend durch betriebliche Lohn-
festsetzung zu ersetzen, um die Löhne auf breiter Front 
zu senken, 

- die gesetzliche Kranken- und Rentenversicherung zu 
beseitigen oder sie wenigstens möglichst weitgehend zu 
beschneiden und durch Privatversicherungen zu ersetzen, 

- die Arbeitslosenversicherung abzuschaffen, ebenfalls das 
Arbeitslosengeld II oder wenigstens die Arbeitslosenver-
sicherung auf ein Minimum zu beschränken und Arbeits-
losengeld II mindestens zu halbieren,  

- die allgemeine Arbeitszeit auf weit über 40 Stunden 
auszudehnen oder wenigstens in diese Richtung zu flexi-
bilisieren, 

- öffentliche Betriebe zu privatisieren und alle Bereiche zu 
kommerzialisieren 

- alle staatlichen Leistungen möglichst weitgehend über 
Gebühren zu finanzieren und 

- die Gewinnsteuern entweder ganz abzuschaffen oder 
wenigstens auf ein Niveau abzusenken, das weit unter-
halb des heutigen ohnehin schon massiv gesenkten Ni-
veaus liegt. 

Die Agenda 2010 und in diesem Zusammenhang die Hartz-
Gesetze dienen der Umsetzung dieses langfristigen Pro-
gramms.  

Wir lehnen sie ab.  
Unter diesen Bedingungen fällt den DGB-Gewerkschaften 
eine besondere Verantwortung zu. Noch erreichen sie Millio-

nen abhängig Beschäftigter. Noch verfügen sie über ein ge-
wisses Ansehen und die Masse der KollegInnen betrachtet sie 
noch als das Stärkste, was die Schwachen heute haben. Aber 
die Anziehungskraft, die Glaubwürdigkeit und die Bindekraft 
sind in den letzten Jahren dramatisch gesunken. Der Mitglie-
derverlust hat beängstigende Ausmaße angenommen. Als 
wesentliche Gründe für diese kritische Situation stellen wir 
fest:  
Die Führung der DGB-Gewerkschaften 
- akzeptiert Lohnsenkungen auf allgemeiner und betriebli-

cher Ebene, 
- unterstützt faktisch die Privatisierung der Rentenversi-

cherung und des Gesundheitswesens 
- hat die Hartz-Gesetze in weiten Teilen begrüßt und ihre 

schädlichen Wirkungen vertuscht,  
- hat den Kampf für Arbeitszeitverkürzung aufgegeben 

und 
- setzt sich für die Senkung von Lohnnebenkosten ein, 

obwohl diese als Teil des Lohns zu begreifen sind  
und appelliert an eine angebliche soziale Verantwortung des 
Kapitals, die es nicht hat.  Wir akzeptieren das nicht. 
Wir setzen der pausenlosen Propaganda der Medien, der 
politischen und wissenschaftlichen Fürsprecher des Kapitals 
entgegen: Nicht die angebliche Anspruchshaltung der Er-
werbslosen, der Rentner oder das „Besitzstandsdenken“ der 
Beschäftigten ist das Problem, sondern das Profitstreben des 
Kapitals und der Reichen. Wir sind auch nicht bereit, uns 
gegen unsere Kolleg/innen und Mitbürger/innen in anderen 
Ländern in einen internationalen Dumpingwettbewerb um die 
geringsten Arbeitskosten und billigsten Sozialsysteme treiben 
zu lassen. Die Regierungschefs der EU aber wollen genau 
das. Sie wollen mit Hilfe von Sozial- und Lohnabbau und 
dadurch steigenden Renditen die USA bis 2010 als stärkste 
Wirtschaftsmacht ablösen. Das ist nicht unser Ziel.

Was wir wollen und wofür wir aktiv sind 
Unsere wichtigsten Forderungen sind Arbeitszeitverkürzung 
und Einführung eines gesetzlichen Mindestlohns. Die Durch-
setzung beider Forderungen sind die einzigen wirksamen 
Mittel für eine spürbare Verringerung der Massenerwerbslo-
sigkeit und für die Verhinderung von Billiglöhnen. Kapital 
und Kabinett betreiben seit Jahren eine Verlängerung der 

Arbeitszeit ohne Lohnausgleich. Die schon einmal in weiten 
Bereichen erkämpfte 35-Stundenwoche ist weitgehend zu 
Makulatur geworden. Dies verringert nicht nur die Lebens-
qualität der Beschäftigten und untergräbt das Familienleben. 
Es vergrößert auch das Heer der Erwerbslosen und senkt 
die Stundenlöhne. Deswegen:

 
¾ Arbeitszeitverkürzung - Sofortige gesetzliche Festschreibung der 35-Stunden-Woche bei vollem Lohn- und Personal-

ausgleich und gewerkschaftlicher Kurs auf die 30-Stunden-Woche 
 
- Der Kampf für Arbeitszeitverkürzung bei vollem Lohn- 

und Personalausgleich muss in allen Gewerkschaften 
wieder auf die Tagesordnung gesetzt werden. Nur wenn 
die Arbeitszeit in großen Schritten verkürzt wird, kann 
verhindert werden, dass ihre positiven Folgen durch Ar-
beitsintensivierung aufgefangen werden und keine Ein-
stellungen erfolgen. 

- Keine Zugeständnisse in Sachen Arbeitszeit oder Flexibi-
lisierung. Jede Arbeitszeitverlängerung in einem Bereich 
ist ein Angriff auf uns alle. 

- Gegen die Einrichtung oder Ausdehnung von Langzeit-
arbeitskonten.

S 
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Gesetzlicher Mindestlohn von 10 Euro 
Für Millionen arbeitender Menschen ist seit Jahren das Ein-
kommen gesunken. Viele leben am Rande oder unter dem 
Existenzminimum. Hartz IV fördert das mit seinen Zumut-
barkeitsbestimmungen und mit Ein-Euro-Jobs. Dem muss der 
Kampf für einen gesetzlichen Mindestlohn entgegengesetzt 

werden. Die untersten Tariflöhne für allgemein verbindlich zu 
erklären ist vollkommen ungenügend, weil auch viele Tarif-
löhne unterhalb des Existenzminimums liegen. Wir brauchen 
einen allgemeinen, für alle Branchen gleichen Mindestlohn. 
Heute müssen dies wenigstens 10 Euro in der Stunde sein.

Existenz sicherndes Mindesteinkommen 
Wachsende Erwerbslosigkeit ist kein Ergebnis wachsender 
Faulheit der Erwerbslosen, sondern eine zwangsläufige Folge 
dieses Wirtschaftssystems. Deshalb treten wir für ein ausrei-
chendes Mindesteinkommen für alle Erwerbslosen ein – ohne 

Bedürftigkeitsprüfung. Es müsste sich für Alleinstehende aus 
einer Regelleistung von 500 Euro (statt jetzt 345 Euro) plus 
Unterkunftskosten und Heizung zusammensetzen.

Kräftige Reallohnsteigerungen bei Tarifkämpfen 
Bei tariflichen Kämpfen treten wir ein 
- Anhebung aller Ost-Tarife auf Westniveau 
- für Festgeldforderungen, auch und gerade, um das Ein-

kommen von Frauen anzuheben. Der Festbetrag muss je-
doch so hoch ausfallen, dass auch die oberen Tarifgrup-
pen mindestens einen Inflationsausgleich erhalten 

- gegen Lohnabschlüsse, die teilweise oder ganz von der 
"Ertragslage" der Betriebe abhängig gemacht werden 

- gegen Lohnabschlüsse mit einer Laufzeit von mehr als 12 
Monaten 

- gegen die Einführung von „leistungs“bezogenen Entgelt-
bestandteilen im Öffentlichen Dienst, weil damit nur das 
allgemeine Gehaltsniveau gesenkt und die Konkurrenz 
angeheizt wird

Klares Nein zu allen ungeschützten Beschäftigungs- und Lebensverhältnissen 
Mit der Ausdehnung von Leiharbeit, Minijobs, Ein-Euro-Jobs 
und befristeten Arbeitsverhältnissen hebelt das Kapital zu-

nehmend Tarifverträge aus, senkt das Lohnniveau und unter-
gräbt die Arbeitsbedingungen der „Stammbelegschaften“.

Rente mit 60 Jahren, ohne Abschläge 
Die Senkung des Renteneintrittsalters auf 60 Jahre ist ein 
untrennbarer Bestandteil der Arbeitszeitverkürzung, die mit 
wachsender Produktivität möglich ist. Wir wenden uns gegen 
die Erhöhung des Renteneintrittsalters. Wir halten die stei-

gende Lebenserwartung nicht für eine Last, sondern für einen 
Fortschritt, der aus dem wachsenden gesellschaftlichen 
Reichtum finanziert werden kann.

Einheitliche, bedarfsdeckende Krankenversicherung 
Wir wehren uns dagegen, dass durch Zuzahlungen, Gebühren 
und Ausgliederung von Leistungen aus der Krankenversiche-
rung das Lohnniveau gesenkt wird. Das Kapital und insbe-
sondere die Versicherungskonzerne streben an, die gesetzli-
che Krankenversicherung auszuschlachten, um ihre Profitin-

teressen zu fördern. Wir streben eine einheitliche gesetzliche 
Krankenversicherung für alle an. Wir wollen nicht, dass die 
Gesundheitsversorgung vom Geldbeutel abhängt. 
Weg mit der Beitragsbemessungsgrenze.

Keine Privatisierung der Sozialversicherungen 
Wir lehnen die Formel „Senkung der Lohnnebenkosten“ ab, 
mit der der Abbau der Sozialversicherung zugunsten der  

Privatversicherung betrieben wird.

Keine Privatisierung öffentlicher Einrichtungen 
Krankenhäuser, Verkehrsbetriebe, Wasserversorgung, kom-
munale Wohnungen usw. werden mehr und mehr an private 
Investoren verkauft. Wir wollen eine ausreichende öffentliche 

Infrastruktur für alle, die allen zu niedrigen Preisen zugäng-
lich ist. Privatisierte Betriebe müssen in gesellschaftliches 
Eigentum überführt werden.

 
¾ Uneingeschränkter Zugang zu und den Ausbau von Bildungs-, Erziehungs- und Kultureinrichtungen (keine Studien-

gebühren und andere Gebührenerhöhungen, keine Eliteuniversitäten) 
 
Wir streben die Abschaffung des Dreiklassenschulsystems an. 
Eine Schule für alle, damit unsere Kinder besser gefördert 

werden können! Das Schulwesen muss so eingerichtet wer-
den, dass die Kinder der unteren Schichten nicht ausgesiebt 
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werden, sondern alle SchülerInnen sich bestmöglich nach 
ihren Fähigkeiten entwickeln können. Statt das Studium mehr 
und mehr den Schmalspurinteressen der zukünftigen Arbeit-

geber unterzuordnen, fordern wir auch für die Hochschulen 
eine allseitige, gebührenfreie Ausbildung und ein elternunab-
hängiges BAföG von 500 Euro plus Miete und Nebenkosten!

Qualifizierte Ausbildungsplätze für alle Jugendlichen 
Wir treten dafür ein, dass alle Jugendlichen eine qualifizierte 
Ausbildung erhalten und dass sie Anspruch darauf haben, in 

ihrem erlernten Beruf übernommen zu werden. Finanziert 
werden muss es von den Unternehmen.

Wer soll das bezahlen?   
Gewinnsteuersenkungen dienen ausschließlich der privaten 
Profitmacherei. Wir fordern, dass die Verwendung der Milli 

Arden Steuergeschenke offen gelegt werden muss.

 
¾ Die Senkungen der Körperschaftssteuer und des Spitzensteuersatzes der Einkommensteuer müssen ebenso rückgängig 

gemacht werden wie die Abschaffung der Vermögenssteuer. 
 
Die Löcher, die durch Senkung der Steuern für das Kapital 
gerissen werden, werden durch den Verkauf öffentlicher 
Einrichtungen, die Erhebung von Gebühren für die Nutzung 

öffentlicher Einrichtungen sowie Sozial- und Personalabbau 
notdürftig gestopft.

Unsere Perspektiven und wer wir sind 
Wir machen uns dafür stark, dass die Gewerkschaftsmitglie-
der und die abhängig Beschäftigten insgesamt sich in die 
gesellschaftlichen Auseinandersetzungen einmischen und 
dazu mit den entsprechenden Gruppen, Initiativen und Bewe-
gungen zusammenarbeiten: 
- Gegen Kriege, die nur den Interessen des Großkapitals 

dienen und Tausende unschuldigen Menschen, darunter 
unseren KollegInnen in anderen Ländern, das Leben kos-
ten 

- Gegen eine milliardenschwere Aufrüstung, die der Vor-
bereitung solcher Kriege dienen und zusätzlich den Sozi-
alabbau vorantreiben 

- Gegen Rassismus und Faschismus, der die Belegschaften 
spaltet und gegeneinander aufhetzt, um ihre Kampfkraft 
und Gegenwehr zu schwächen; denn die Grenzen verlau-
fen nicht zwischen den Völkern, sondern zwischen den 
Klassen. Wir lassen nicht zu, dass ausländische Kolleg-
Innen zu Sündenböcken für Arbeitslosigkeit und Verar-
mung gemacht werden. Auch die KollegInnen ohne Pa-
piere verteidigen wir 

Um mehr Druck für unsere Forderungen und Ziele aufzubau-
en, setzen wir uns dafür ein, dass in den DGB-
Gewerkschaften die demokratischen Rechte der Mitglieder 
vollständig zur Geltung kommen. Insbesondere bei Tarif-
kämpfen kann es nicht um eine Minimalisierung der Kampf-
mittel und des Kampfeinsatzes gehen, sondern im Gegenteil 
um die Einbeziehung möglichst vieler Kolleginnen und Kol-
legen in den tatsächlichen Kampf. Nur wenn sie die Erfah-
rung machen, dass es auf sie selbst ankommt, auf ihre Eigen-
aktivität, werden Engagement und Selbstvertrauen wachsen. 
Nur auf diesem Wege ist eine politische und gewerkschaftli-
che Emanzipation der arbeitenden Menschen möglich. Weicht 
ein Tarifabschluss von der aufgestellten Forderung ab, muss 
die Zustimmung der gewerkschaftlich organisierten Kolleg-
Innen eingeholt werden. 
- Belegschaften werden durch international operierende 

Konzerne grenzüberschreitend erpresst. Deshalb ist es 
eine vordringliche Aufgabe, eine grenzüberschreitende 

Zusammenarbeit von Belegschaften unbürokratisch auf-
zubauen, um Schließungspläne von Konzernen abzuweh-
ren. Dazu müssen Netze gewerkschaftlicher Querverbin-
dungen ausgebaut werden bzw. erst aufgebaut werden. 

- Wir brauchen Organisationsformen, die geeignet sind, 
alle Kräfte zusammenzuschließen, die diese Ziele teilen – 
innerhalb und außerhalb der Gewerkschaften 

- Wir wollen Solidaritätsaktionen mit kämpfenden Beleg-
schaften und eine Vernetzung von unten organisieren, 

- Wir rufen auf, Foren innerhalb der Gewerkschaften zu 
fördern, die allen offen stehen 

- Wir setzen uns ein für Bündnisse zwischen Beschäftig-
ten, Arbeitslosen, Studierenden und Schülern, Rentnern 
usw., die auch über den gewerkschaftlichen Rahmen hi-
nausgehen. 

Wir sind ein Zusammenschluss von GewerkschafterInnen. 
Wir wenden uns aktiv gegen alle Bestrebungen, gewerk-
schaftliche Aktivitäten den Interessen und Zielen des Kapitals 
unterzuordnen. Stattdessen wollen wir dazu beitragen, über 
die Grenzen des kapitalistischen Systems hinaus zu denken 
und Alternativen zu entwickeln. 

Wir haben uns an vielen betrieblichen und gewerkschaftli-
chen Kämpfen beteiligt. Viele von uns haben daran mitge-
wirkt, dass bestimmte Auseinandersetzungen eine kämpferi-
sche Richtung genommen haben. Die Kräfte, die sich unein-
geschränkt für die Interessen der Lohnabhängigen gegen das 
Kapital engagieren, müssen ihre Handlungsfähigkeit bewah-
ren und ausbauen. 

Diese Plattform wurde auf der Konferenz der Gewerk-
schaftslinken am 01.10.2005 diskutiert und verabschiedet. Sie 
stellt den derzeitigen Diskussionsstand dar. Dabei halten wir 
es aus, dass nicht jede und jeder Einzelne von uns mit jedem 
einzelnen Satz dieser Plattform einverstanden sein muss. Wir 
betrachten es vielmehr als unsere Stärke, unsere unterschied-
lichen Meinungen beibehalten zu können und doch gemein-
sam für eine andere, eine kämpferische Gewerkschaftspolitik 
streiten zu können.

 


